
 

 

Synopse 
 

Anpassungen Parkierungsreglement 2026 

 

Von diesem Geschäft tangierte Erlasse (SRS Nummern) 

Neu: – 
Geändert: 7.7-1 
Aufgehoben: – 

Ausgangslage Entwurf Notizen 

 Reglement über das Parkieren von Motor-
fahrzeugen auf öffentlichem Grund 
(Parkierungsreglement) 

 

 Die Gemeindeversammlung,  

 gestützt auf das kantonale Strassengesetz sowie auf 
das kantonale Einführungsgesetz zum Bundesgesetz 
über den Strassenverkehr (EG SVG), 

 

 beschliesst:  

 I.  

 SRS 7.7-1 (Reglement über das Parkieren von Mo-
torfahrzeugen auf öffentlichem Grund (Parkierungs-
reglement) vom 25. November 2016) (Stand 1. Ja-
nuar 2017) wird wie folgt geändert: 

 

Art.  2 
Vollzugsbehörde 

  

1 Die Gemeinde ist zur Kontrolle und Überwachung 
des ruhenden Verkehrs auf ihrem Gemeindegebiet 
befugt. Ihre zuständigen Funktionäre können Ord-
nungsbussen ausfällen sowie im Falle der Ablehnung 
des Ordnungsbussenverfahrens Strafanzeigen er-
statten. 

  

https://glarus-nord.tlex.ch/data/7.7-1/de
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Ausgangslage Entwurf Notizen 

2 Der Vollzug dieses Reglements obliegt dem Ress-
ort Bau und Umwelt. 

2 Der Vollzug dieses Reglements obliegt dem Be-
reich Gesellschaft. 

Anpassung an die heutige organisatorische Zustän-
digkeit. 

Art.  3 
Begriffe 

  

1 Als öffentlicher Grund gelten öffentliche Strassen 
und Plätze, gemeindeeigene Liegenschaften sowie 
Areale, welche im Nutzungsrecht der Gemeinde ste-
hen. 

  

2 Parkieren ist das Abstellen von Motorfahrzeugen 
oder Anhängern, das nicht bloss dem Ein- und Aus-
steigenlassen von Personen oder dem Güterum-
schlag dient. 

2 Parkieren ist das Abstellen von Motorfahrzeugen, 
das nicht bloss dem Ein- und Aussteigenlassen von 
Personen oder dem Güterumschlag dient. 

Der Begriff «Anhänger» entfällt. Vor der definitiven 
Vorlage ist die Abstimmung mit Art. 01 (Zweck) und 
den Vollzugsbedürfnissen zu prüfen. 

3 Dauerparkieren ist das Parkieren ab einer Dauer 
von 15 Minuten. 

  

4 Parkverbotszonen sind Zonen in den Dörfern, deren 
Anfang und Ende entsprechend signalisiert sind und 
in denen das Parkieren auf öffentlichem Grund aus-
serhalb signalisierter Parkflächen nicht gestattet ist. 

  

Art.  6 
Gebührentarif und Parkierungsgebühren 

  

1 Der Gemeinderat erlässt einen Gebührentarif.   

2 Im Gebührentarif werden für die verschiedenen 
Parkplatzkategorien die gebührenpflichtige Zeit be-
stimmt und die Parkierungsgebühren bis maximal 
CHF 2.00 pro Stunde festlegt. Für das Dauerparkie-
ren ab zwei Stunden sowie nachts kann ein ermäs-
sigter Tarif angewendet werden. 

2 Im Gebührentarif werden für die verschiedenen 
Parkplatzkategorien die gebührenpflichtige Zeit be-
stimmt und die Parkierungsgebühren bis maximal 
CHF 5.00 pro Stunde festgelegt. Für das Dauerpar-
kieren ab zwei Stunden sowie nachts kann ein er-
mässigter Tarif angewendet werden. 

Erhöhung des reglementarischen Gebührenmaxi-
mums von CHF 2.00 auf CHF 5.00 pro Stunde; der 
konkrete Tarif wird weiterhin separat vom Gemeinde-
rat festgesetzt. Für das bisherige Regime gibt es 
keine Ergänzungen. Zusätzlich grammatikalische 
Korrektur. 
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3 Der Gebührentarif enthält die Kriterien zur Erteilung 
einer Bewilligung für das Dauerparkieren und er be-
stimmt für verschiedene Arten von Berechtigten (An-
wohner, Beschäftigte, etc.) die Gebühren in Berück-
sichtigung der Parkplatzkategorie bis zum Maximum 
für Monatsvignetten von CHF 100.00 bzw. für Jah-
resvignetten von CHF 1'000.00. 

  

Art.  7 
Verwendung der Einnahmen 

  

1 Die Einnahmen aus den Parkierungsgebühren die-
nen in erster Linie dem Bau, Betrieb und Unterhalt 
der bestehenden Parkplätze sowie der Erweiterung 
des Angebots an Parkplätzen auf öffentlichem 
Grund. 

  

2 Im Weiteren werden sie für den Bau, Betrieb und 
Unterhalt der dem privaten und öffentlichen Verkehr 
dienenden Anlagen und Einrichtungen sowie für Ver-
kehrsberuhigungsmassnahmen und den Langsam-
verkehr verwendet. 

  

3 5% der Einnahmen aus den Parkierungsgebühren 
werden für die Erstellung und den Unterhalt von La-
destationen für Elektrofahrzeuge verwendet. 

3 Aufgehoben. Aufhebung der besonderen Zweckbindung. Die Ver-
wendung der Einnahmen richtet sich weiterhin nach 
Art. 07 Abs. 1 und 2. 

Art.  8 
Rechtsschutz 

  

1 Gegen Beschlüsse und Verfügungen des Ressorts 
Bau und Umwelt kann innert 30 Tagen Einsprache 
beim Gemeinderat erhoben werden. 

1 Gegen Beschlüsse und Verfügungen des Bereichs 
Gesellschaft kann innert 30 Tagen Einsprache beim 
Gemeinderat erhoben werden. 

Folgeänderung aufgrund der neuen Vollzugszustän-
digkeit gemäss Art. 02 Abs. 2. 

2 Gegen Entscheide des Gemeinderates kann innert 
30 Tagen Beschwerde beim zuständigen kantonalen 
Departement erhoben werden. 
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3 Gegen Ordnungsbussen der zuständigen Funktio-
näre richtet sich der Rechtsweg nach dem Bundes-
recht. 

  

 II.  

 Keine Fremdänderungen.  

 III.  

 Keine Fremdaufhebungen.  

 IV.  

 [Abschlussklausel]  

 Niederurnen, 11.11.2026  

 Gemeinderat Glarus Nord  

 


